Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Rönieliwen Preußiſchen Staaten 


No. u... 


(No. 1419.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Zten Maͤrz 1833. wonach allen, den Fuͤrſten⸗ 
titel führenden Mitgliedern der in der Inſtruktion vom 30ſten Mai 1820. 
§. 1., und in dem der Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 28ſten 
April 1832. beigefuͤgten Verzeichniſſe unter I., benannten Fuͤrſtlichen Fa⸗ 
milien, im ganzen Umfange der Monarchie von den Landesbehoͤrden und 
Unterthanen das Praͤdikat Durchlaucht“ ertheilt werden fol, 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 25ſten v. M. gebe Ich dem⸗ 
ſelben zu erkennen, daß es, indem Ich durch Meinen Erlaß vom Ziften Fe⸗ 
bruar 1832. die Bekanntmachung der Beſchluͤſſe der Deutſchen Bundesverſamm⸗ 
lung über die den vormals reichsſtaͤndiſchen Häufern- beizulegenden Titel vom 
18ten Auguſt 1825. und 13ten Februar 1829. genehmigt habe, in Ruͤckſicht auf 
Meine Staaten und abgeſehen von den Verhaͤltniſſen gegen die Staaten des 
Deutſchen Bundes, nicht Mein Wille geweſen iſt, die Rechte und Anſpruͤche zu 
beſchraͤnken, welche die Mitglieder der vormals reichsſtaͤndiſchen, in Meiner Mo⸗ 

narchie angefeffenen Fuͤrſtlichen Familien theils durch beſondere von Mir ertheilte 

Diplome, theils durch Meine Beſtimmung im F. 7. der Inſtruktion vom 30ſten 
Mai 1820. bereits wohl erworben hatten. Ich erklaͤre und beſtimme daher, daß 
allen, den Fuͤrſtentitel fuͤhrenden Mitgliedern der in der gedachten Inſtruktion, 

L. 1., und in dem der Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 28ſten 

April 1832. beigefuͤgten Verzeichniſſe unter I., benannten Fuͤrſtlichen Familien im 

ganzen Umfange Meiner Monarchie von den Landesbehoͤrden und Unterthanen 
das Prädikat „Durchlaucht“ ertheilt werden ſoll. Das Staatsminiſterium hat 

biefen Befehl durch die Gefe-Sammlung zur in Kenminik zu N 

an den 3er Maͤrz 1833. 


Friedrich Wilhelm, 
An das Staatsminiſteriun. =: „ 
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(No, 1420.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom IIten Marz 1833., betreffend die Stempelpflich⸗ 
s tigkeit der Beſchleunigungsgeſuche. ? 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 16ten v. M, ſetze Ich hierdurch 
feſt, daß, ſo wie bloße Benachrichtigungen, keine Beſcheidung oder Belehrung 
in der Sache ſelbſt enthaltende Verfuͤgungen der Behoͤrden in der Regel nicht 
ſtempelpflchtig find, auch bloße Beſchleunigungsgeſuche, welche keine zur Sache 
ſelbſt gehoͤrige Eroͤrterungen oder Antraͤge enthalten und von den Intereſſenten 
oder ihren Geſchaͤftstraͤgern an die Behoͤrden gerichtet werden, in der Regel 
keines Stempels beduͤrfen, und es in den einzelnen Faͤllen dem billigen Ermeſſen 
der Behoͤrde uͤberlaſſen ſeyn ſoll, in wie weit beſondere Gründe eine Ausnahme 
hiervon rechtfertigen. Sie haben dieſe Beſtimmung als eine Ergaͤnzung des 
Tarifs, unter der Rubrik Geſuche, bekannt zu machen. 
Berlin, den Ilten März 1833. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter Maaſſen und Muͤhler. 


(No. 1421.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 17ten März 1833., wegen Anſtellung der Ad⸗ 
d vokaten und Notarien in Neu-Vorpommern und Zulaſſung von Referen⸗ 
darien und Auskultatoren bei dem Königlichen Ober⸗Appellationsgerichtg 

und dem Hofgerichte zu Greifswald. 


Aus den in Ihrem Berichte vom 18ten v. M. auseinandergeſetzten erheblichen 
Gründen, beſtimme Ich, nach Ihrem Antrage, daß auch in Neu⸗Vorpommern 
die Anſtellung der Advokaten und Notarien nur vom Juſtizminiſter erfolgen und 
überhaupt nur dann ſtattfinden ſoll, wenn nach dem Ermeſſen deſſelben das Be⸗ 


duͤrfniß dazu vorhanden iſt. Zur Advskatur und zu Notariatsgeſchaͤften duͤrfen 


daſelbſt auch nur diejenigen verſtattet werden, welche drei Jahre auf einer Deut⸗ 
ſchen Univerfität ſtudirt, die erforderlichen juriſtiſchen Kollegig gehoͤrt, waͤhrend 
mehrerer Jahre ſich in gerichtlichen Geſchaͤften praktiſch ausgebildet haben, und 
eine Prüfung beſtehen, analog derjenigen, welche in den übrigen Provinzen fuͤn 
Referendarien angeordnet iſt, die bei den Landes⸗Juſtizkollegien als Juſtizkom⸗ 
miſſarien angeſtellt ſeyn wollen, mithin vor der Immediat⸗Examinationskommiſ—⸗ 
ſion zu Berlin. Zugleich will Ich geſtatten, daß beim Hofgericht zu Greifswald 
Auskultatoren und Referendarien angeſtellt werden und ermaͤchtige Sie, das Ober⸗ 
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Appellations⸗ und das Hofgericht zu Greifswald nach den Vorſchriften der Mr 
gemeinen Gerichtsordnung Theil III. Titel IV. §§. 1 — 19. und 33 — 37. und 

den dieſelbe deklarirenden Vorſchriften des Anhanges zur Gerichtsordnung 

S. 448 — 451. und 456. mit Inſtruktion zu verſehen. 120 8 
Berlin, den 17ten März 1833. 3 


en Friedrich Wilhelm. 


An N | 
den Staats» und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1422.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27ſten März 1833., wegen Anwendung der 
5 öffentlichen Aufrufe der Forderungen aus Verwaltungsanſpruͤchen an die 
Staatskaſſen, auf jeden Anſpruch an die Domainenverwaltung, er mag 

aus Pachtkontrakten oder aus andern Rechtsverhaͤltniſſen entſpringen. 


Aus Ihrem, des Finanzminiſters, Berichte vom 10ten d. M., habe Ich die 


8 Zweifel erſehen, die durch ein gerichtliches Erkenntniß daruͤber veranlaßt ſind, 


ob zu den oͤffentlich aufgerufenen Forderungen aus Verwaltungsanſpruͤchen an 
die Staatskaſſen, auch die Forderungen der Domainenpächter gehören. Ein ſol⸗ 
ches Mißverſtaͤndniß kann nicht entſtehen, wenn der Zweck folder Aufrufe: das 
Rechnungsweſen der Staatskaſſen und die Komptabilitaͤt der einzelnen Verwal⸗ 
tungen ſchließlich zu ordnen, im Auge behalten wird. Es iſt dabei nicht von 


den verſchiedenen Rechtstiteln der Forderungen und von den Grundſaͤtzen die 


Rede, nach welchen die Liquidanten zu befriedigen find, ſondern es ſoll nur er⸗ 
mittelt werden, was die als Liquidatin ihnen gegenuͤberſtehende Verwaltung an 
fie zu bezahlen hat. Jede Verwaltung alſo, die für Rechnung der Staatskaſſe 
Zahlungsverbindlichkeiten kontrahirt, tritt in dem eingeleiteten Verfahren als Li⸗ 
quidatin auf, und es iſt nicht der geringſte Grund vorhanden, die Domainen⸗ 
Verwaltung, gegen welche der Domainenpaͤchter liquidirt, hiervon auszuſchließen. 
Ob ſeine Forderung aus dem ſpeziellen Titel ſeines Pachtkontrakts, oder aus 
allgemeinen Geſetzen begruͤndet wird, iſt in dieſer Beziehung gleichguͤltig; ſein 
Anſpruch iſt ein Verwaltungsanſpruch, wie jeder Anſpruch an die andern Zweige 
der Verwaltung öffentlicher Einkünfte, und die Domainenpachtgefaͤlle fließen, wie 
die übrigen Einkuͤnfte des Staats, in die Staatskaſſe, welche jeden Anſpruch 
des Domainenpaͤchters an die Domainenverwaltung zu berichtigen hat. Es kann 
hiernach keine andere Auslegung ſtattfinden, als daß Meine durch die Geſetz⸗ 
(No. 14211422.) x SEE Samm⸗ 
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Sammlung bekannt gemachten Erlaſſe vom Sıfen Januar 1822., 19m Juli 
1823. und 10 ten Dezember 1825., durch welche die Aufrufe der Liquidanten 
aus Verwaltungsanſpruͤchen an die Staatskaſſe, autoriſirt worden, ſo wie die 
auf den Grund Meiner Verfuͤgungen erfolgten Aufrufe, Verhandlungen und 
Praͤkluſionen auch auf jeden Anſpruch an die Domainenverwaltung, er mag aus 
Pachtkontrakten, oder aus andern Rechtsverhaͤltniſſen entſpringen, anzuwenden 
ſind, wie Ich ſolches hierdurch noch beſonders erklaͤre; wobei ſich uͤbrigens von 
ſelbſt verſteht, daß es bei dem in einem einzelnen Falle abweichend ergangenen 
rechtskraͤftigen Erkenntniſſe fein Bewenden behalte. Sie haben dieſe Beſtim⸗ 
mung, zur Belehrung der gerichtlichen und verwaltenden Behoͤrden, 1 die 
Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 27 ſten März 1833. 


Ariedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter Maaſſen und Muͤhler. 


